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Berlin, 10.09.2007

Mitteilungen der Rechtsabteilung 11/2007

Verabschiedung der Europäischen Verordnung über die Rechte behinderter Fluggäste

Sehr geehrte Damen und Herren, 

die "Verordnung (EG) Nr. 1107/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5.7.2006"  regelt, wie ihr Name sagt, die "Rechte von behinderten Flugreisenden und Flugreisenden mit eingeschränkter Mobilität". Der größte Teil der Verordnung betrifft Hilfeleistungen in den europäischen Flughäfen und Hilfeleistungen in den Flugzeugen der europäischen Luftfahrtgesellschaften, sofern sie in Europa starten oder landen. 

Dieser, wie gesagt, größte Teil der Verordnung wird erst nächstes Jahr, am 26.7.2008, in Kraft treten. 

Der kleinere Teil, konkret die Artikel 3 und 4, betrifft die Beförderungspflicht und ihre Ausnahmen, und ist bereits am 26.7.2007 in Kraft getreten.  

1. Zu den Leistungen im Flughafen: 

Genau gesagt geht es um Hilfeleistungen und Vorkehrungen "unter der Verantwortung der Leitungsorgane von Flughäfen". Sie sind im Einzelnen in der Anlage I zur Verordnung aufgeführt und reichen räumlich bis ins Flugzeug hinein.  Gesorgt wird für den Fluggast, unter anderem wenn er Hilfe auf den Wegen zum Einchecken und zum Platz im Flugzeug braucht und wenn er bei der Ankunft abgeholt werden muss. Auch werden die notwendigen Hilfen bei der Gepäckaufgabe und -annahme gewährt, sowie beim Verstauen und Wieder-Inbesitznehmen des Handgepäcks im Flugzeug. Zu den Leistungen gehört ferner die "Abfertigung aller notwendiger Mobilitätshilfen, wie elektrischer Rollstühle, am Boden" und die "Abfertigung anerkannter Begleithunde am Boden".  

Voraussetzung für die Inanspruchnahme der genannten Hilfeleistungen ist ihre Anmeldung beim Luftfahrtunternehmen (oder dessen Beauftragten) oder beim Reiseunternehmen mindestens 48 Stunden vor dem Abflug. Kann diese Frist vom Behinderten nicht eingehalten werden, soll "im Rahmen des Möglichen nach besten Kräften" Hilfe geleistet werden. Weiterhin ist Voraussetzung das Erscheinen des Behinderten am ausgemachten Treffpunkt zur ausgemachten Zeit. Ist dergleichen nicht vereinbart, muss der Betreffende mindestens 1 Stunde vor dem Abflug bei der Abfertigung, oder 2 Stunden vor dem Abflug an einem der für Behinderte vorgesehenen Treffpunkte sein. Im Hinblick auf Begleithunde heißt es in Artikel 7 (2): "Ist der Einsatz eines anerkannten Begleithundes erforderlich, so werden die entsprechenden Vorkehrungen getroffen, sofern dies dem Luftfahrtunternehmen(...) oder dem Reiseunternehmen in Übereinstimmung mit geltenden nationalen Bestimmungen über die Beförderung von Begleithunden an Bord von Luftfahrzeugen - sofern vorhanden - gemeldet worden ist." 

Die Kosten für diese Hilfen sollen auf die sogenannten "Flughafennutzer" umgelegt werden, das sind aber nicht die Fluggäste, sondern die Beförderungsunternehmen, die den Flughafen nutzen. Wer als Behinderter die genannten Hilfen in Anspruch nimmt, erhält sie also kostenlos.    

2. Zu den Serviceleistungen im Flugzeug:  

Die "Hilfeleistung des Luftfahrtunternehmens" wird in der Anlage II der Verordnung beschrieben. Sie ist relativ begrenzt. Es geht dabei um die Vergabe der Plätze, um die Zugänglichmachung der "wesentlichen Informationen" und "erforderlichenfalls" um die Hilfe, die man braucht, um zur Toilette zu gelangen. Zu den Leistungen im Flugzeug gehört auch die "Beförderung anerkannter Begleithunde in der Kabine, vorbehaltlich der nationalen Vorschriften." 

Diese Serviceleistungen sind für den Fluggast ebenfalls "ohne Aufpreis" zu erbringen.  

3. Zur Beförderungspflicht und zu den Ausnahmen (bereits in Kraft):  

Artikel 3 besagt zunächst, dass das Luftfahrtunternehmen oder das Reiseunternehmen sich aus Gründen der Behinderung nicht weigern darf, "a) eine Buchung für einen Flug ab oder zu einem unter diese Verordnung fallenden Flughafen zu akzeptieren" oder "b) einen behinderten Menschen (...) an Bord zu nehmen, sofern die betreffende Person über einen gültigen Flugschein und eine gültige Buchung verfügt."  Von diesem Grundsatz der Beförderungspflicht werden jedoch in Artikel 4 wichtige Ausnahmen zugelassen. Eine Verweigerung der Beförderung ist danach zulässig, "a) um geltenden Sicherheitsanforderungen, die in internationalen, gemeinschaftlichen oder nationalen Rechtsvorschriften festgelegt sind, nachzukommen," (hingewiesen wird ferner noch auf Rechtsvorschriften im Rahmen der staatlichen Betriebsaufsicht) und "b) wenn wegen der Größe des Luftfahrzeugs oder seiner Türen die Anbordnahme oder die Beförderung dieses behinderten Menschen oder dieser Person mit eingeschränkter Mobilität physisch unmöglich ist". 

Unbefriedigend an dieser Regelung ist, dass die unter a) genannten  Sicherheitsanforderungen sehr unterschiedlich sind und dass man nicht ausschließen kann, dass diese Anforderungen nicht nachvollziehbar, um nicht zu sagen diskriminierend sind. Ein Problem ist auch, dass man von den Sicherheitsanforderungen möglicherweise erst erfährt, wenn es zu spät ist und man schon mit seinem Gepäck oder mit dem Begleithund am Schalter steht. Immerhin sieht die Verordnung vor, dass die Luftfahrtunternehmen die Sicherheitsvorschriften öffentlich zugänglich zu machen haben. Vor allem aber gilt (Art. 4 Abs. 3 Satz 2): "Ein Reiseunternehmen gibt die Sicherheitsvorschriften und Beschränkungen bekannt, die für die von ihm veranstalteten, verkauften oder zum Verkauf angebotenen, in Pauschalreisen eingeschlossenen Flüge gelten."    

4. Zu den Möglichkeiten einer Beschwerde:  

Wird gegen die Vorschriften der europäischen Richtlinie verstoßen, kann sich der Betroffene beim jeweils Verantwortlichen beschweren, das heißt: beim "Leitungsorgan des Flughafens", wenn es um die Hilfen im Flughafen geht, oder beim Luftfahrtunternehmen, wenn es um die Buchung oder um die Hilfen im Flugzeug geht. Ist dessen Reaktion nicht zufriedenstellend, kann sich der Betroffene an die zuständige "Durchsetzungsstelle", in Deutschland das Luftfahrt Bundesamt, Hermann Blenk Str. 26, 38108 Braunschweig, Mail: fluggastrechte@lba.de wenden. Geschah der Verstoß im Ausland oder in einem ausländischen Flugzeug, so ist nicht das Luftfahrt Bundesamt, sondern die vom jeweiligen Staat benannte Durchsetzungsstelle zuständig (Eine Adressenliste unter dem Namen "National Enforcement Bodies" ist im Internet zugänglich); man kann aber auch das Luftfahrt Bundesamt anschreiben und dieses leitet das Schreiben an die zuständige Stelle weiter. Die genannten Durchsetzungsstellen sollen sicherstellen, dass die Rechte der behinderten Fluggäste gewahrt werden. Schadensersatzansprüche der Fluggäste sind in der Verordnung nicht geregelt. Sofern es zum Verlust oder zur Beschädigung von Mobilitätshilfen geht, wird auf andere Rechtsgrundlagen verwiesen.     

5. Weitere Regelungen

Die Verordnung verweist auf die Qualitätsstandards für Hilfeleistungen, die in einer internationalen Regelung (Code of Conduct in Ground Handling für Persons with Reduced Mobility) niedergelegt sind und schreibt entsprechende Schulungen des Personals vor. Darüber hinaus enthält die Verordnung Appelle - mehr möchte ich es nicht nennen - an die jeweils Verantwortlichen, bei der Gestaltung der Flughäfen, der Abfertigungsgebäude und der Flugzeuge, "so weit wie möglich" die Belange behinderter Menschen zu berücksichtigen.

Kommentar: 

Die von Behindertenorganisationen veröffentlichte Kritik an der Verordnung richtet sich vor allem gegen die Unverbindlichkeit der Regelungen. Außerdem wird das Thema "Barrierefreiheit" nicht ernsthaft angepackt, weshalb vor allem die Rollstuhlfahrer enttäuscht, um nicht zu sagen verbittert sind: Einerseits ein Nichts an Vorkehrungen für barrierefreie Wege, andererseits in den Flughäfen und Flugzeugen ein gewaltiger Aufwand an Hightech und an Design für alles mögliche. Ärgerlich - aber aufgrund der politischen Strukturen in der EU wohl unvermeidbar - sind die vielen Verweisungen auf nationale und internationale Vorschriften, denen man den Vortritt lässt. Hier wären zumindest verbindliche Mindeststandards dringend geboten gewesen. Ich denke vor allem auch daran, dass man die Luftfahrtunternehmen und die Reiseveranstalter hätte verpflichten müssen, wenigstens eine sichere Planung der Beförderung - etwa als Behindertengruppe, als alleinreisender Behinderter ohne Begleitperson, oder als Blinder mit Führhund - zu gewährleisten. Es bleibt also noch sehr viel zu tun. Die EBU muss, unterstützt von ihren Mitgliedsverbänden,  ihre Lobby-Arbeit mit Nachdruck fortsetzen. Darüber hinaus ergeben sich aber noch weitere besondere Aufgaben. So ist zum Beispiel zu klären, was ein "anerkannter Begleithund" ist, und wie er international auszuweisen ist. Dass mit dieser Arbeit auf nationaler Ebene angefangen werden muss, versteht sich von selbst. 

Mit freundlichen Grüßen 

gez. Thomas Drerup

Rechtsreferent
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